
Zur Zeit wird diskutiert, ob Deutschland Griechenland unter die 
Arme greifen muss. Wäre das eine sinnvolle Investition unserer 
Exportnation oder ein finanzpolitischer Sündenfall?
Ich finde derartige Gedankenspiele von Staatshilfen völlig ver-
antwortungslos und empörend. Im Vertrag über den Euro ist 
eine Finanzhilfe an andere Staaten explizit ausgeschlossen. 
Wenn wir Griechenland helfen, ist das eine Ermunterung für 
Portugal, Spanien, Italien, dem gleichen Kurs zu folgen. Die 
Griechen haben belogen und betrogen und sich einen Lebens-
standard geleistet, der weit über ihre materiellen und wirt-
schaftlichen Möglichkeiten hinausging. Das müssen sie selber 
korrigieren. Meines Erachtens wäre Griechenland gut beraten, 
wenn es aus dem Euro austräte, dann könnte es per Abwertung 
auch seine eigene Exportfähigkeit erhöhen.
Was könnten die Alternativen sein?
Da wir momentan die Griechen ja nicht ausschließen können, 
müssten wir halt sagen: dann gehen wir selber raus. Austreten 
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kann man ja immer. Ich glaube, dass diese Drohung notwendig 
ist, um Menschen und auch Regierungen in den verschiedenen 
europäischen Ländern wach zu machen. 
Ist dies aufgrund unserer europäischen Verankerung überhaupt 
vorstellbar?
Die Politiker verkennen im Augenblick, dass wir unseren Lands-
leuten damals versprochen haben, der Euro werde eine Wäh-
rung, so stabil wie die D-Mark. Die Deutschen haben sich ja sehr 
schwer von der D-Mark getrennt. Und wenn sie jetzt feststellen 
müssen, dass wir in einen inflationären Euro kommen, dass uns 
sozusagen das Geld weggefressen wird, wie nach den beiden 
großen Geldentwertungen des letzten Jahrhunderts, nach dem 
1. und 2. Weltkrieg, werden die Deutschen nach meiner Ein-
schätzung sehr erregbar sein. Ich glaube, dass dies eine ernste 
Erschütterung des ohnehin nicht großen Vertrauens in die poli-
tischen Parteien würde.
Wäre Deutschland auf Grund seiner eigenen finanzpolitischen 
Situation überhaupt in der Lage, Griechenland zu helfen?
Wenn wir nicht über beide Ohren verschuldet wären, dann 
könnte man möglicherweise auch milde über finanzielle Hilfe 
für Griechenland und andere Länder nachdenken. Aber es ist 
verantwortungslos unseren Kindern und Enkeln gegenüber, 
dass wir weiterhin deren Arbeitsergebnisse „verfrühstücken“, 
wie wir es nunmehr schon seit vielen Jahrzehnten tun. Wir ha-
ben drei große Verschuldungswellen erlebt: das fängt Anfang 
der 70er Jahre an, als man meinte, man könne mit Geldausgeben 
Konjunktur erzeugen. „Der Kanzler und Schöpfer der Markt-
wirtschaft Erhard ist altmodisch, wir können das viel besser“ – 
das war damals die vorherrschende Meinung. Der zweite große 
Schub der Verschuldung war die deutsche Wiedervereinigung. 
Die dritte Welle ist jetzt durch die Wirtschaftskrise gekommen. 
Was kommt denn da auf den Mittelstand zu? Also auf die Lei
stungsträger, die die Produktivität entfalten und wohl die Zeche 
zahlen werden müssen?
Man hört immer, es gebe eine Umverteilung von unten nach 
oben. Das ist eine hanebüchene Lüge. Das ist jetzt schon so, 
dass diejenigen, die arbeiten und was leisten, in einem uner-
träglichen Maße belastet sind. Denn ein Drittel der Deutschen 
zahlt überhaupt keine Steuern. Ein anderes Drittel, die berühm-
ten Leistungsträger, zahlt über 90 Prozent. Das wird durch die 
Alterung der Gesellschaft noch ernster. Was wir brauchen, ist 
eine Diskussion der Prioritäten. Wer sind diejenigen, die etwas 
leisten, woran letzten Endes der Lebensstandard des ganzen 
Landes hängt? Wo sind diejenigen, die unterstützt werden müs-
sen, aber wo sind auch diejenigen, die den Sozialstaat scharm-
los ausnutzen? Das ist ja auch der Grund, warum die FDP an 
sich recht hätte mit ihrer Forderung nach Steuersenkungen. Sie 
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hat nur deshalb nicht recht, weil sie nicht den Mut hat, dem 
Land zu sagen: Wir können die Steuern nur dann senken, wenn 
wir die Ausgaben kürzen. Und dann Vorschläge macht, was 
denn da in Frage kommt.
Warum fehlt der Mut, die Wahrheit zu sagen?
Die Angst der Politiker vor der öffentlichen Meinung ist ein 
wichtiger Hemmfaktor für alle vernünftigen Erwägungen. Das 
hängt wesentlich mit der Rolle der Medien zusammen. Sie lei
sten meines Erachtens einen zu geringen Beitrag für die Kon-
solidierung des Landes, für die Einsicht in die Realitäten. Die 
Politiker bewegen sich immer nur mit Blick auf die Medien und 
wagen Eigeninitiative nur in dem Maße, in dem sie meinen, 
dass ihnen die Medien gewogen bleiben. Das ist sehr verhäng-
nisvoll, weil dadurch die öffentliche Meinung eine unverant-
wortliche Prägewirkung hat. Wir werden auf dieser Basis keine 
offene Diskussion hinbekommen.
Schließen Sie aus, dass eine wahrhaftige Darstellung auch un-
liebsamer Tatsachen politisch mehrheitsfähig sein könnte?
Die Realität ist immer härter als der Irrtum, als die Illusion. Mit 
anderen Worten: je später wir die wahre Lage als solche erken-
nen, desto schwieriger wird es sein, da wieder raus zu kommen. 
Ich hab in den letzten Monaten, und zwar nicht nur auf Seiten der 
schwarz-gelben Regierung, sondern auch in den Kreisen der Op-
position, den Eindruck gewonnen, dass wir eine Abdankung der 
politischen Klasse vor uns haben. Meiner Meinung nach haben 
auch intelligente und wache Politiker das Zutrauen verloren, dass 
man dem Land die Wahrheit sagen kann, ohne in den Wahlen 
hinweggefegt zu werden. Ein wesentlicher Grund ist, dass die Po-
litiker über Jahrzehnte hinweg die Zustimmung zur Demokratie 
erkauft haben durch Versprechungen, durch Zusagen vor Wahlen. 
Fehlt es an geeignetem Personal in der Politik?
Was wollen Sie denn von einem Regierungssystem halten, in 
dem permanent über die eigenen Kräfte hinaus Ausgaben ge-
tätigt werden? Und in dem man damit bereits heute derart 
die Handlungsspielräume eingeengt hat, wie man jetzt schon 
in den Kommunen, in den Ländern und beim Bund feststellen 
muss? Jeder Hausvater wäre doch schon längst erledigt und im 
Schuldturm, wenn er sich so verhielte wie die Regierung. Jetzt 
rächt sich, dass in Deutschland keine geeigneten Führungsaka-
demien wie es in England oder bei den Franzosen, also Ausbil-
dungsstätten für den politischen Nachwuchs aller Richtungen, 
gibt. Dies wäre eine Aufgabe, die meines Erachtens Politik und 
Wirtschaft gemeinsam anpacken müssten.
Welche Tugenden, die in unserem Volk stecken, stimmen Sie 
hoffnungsvoll?
Der Mittelstand müsste das Zentralstück unseres Selbstver-
ständnisses sein. Sehen Sie sich nur an, mit welchem Erfolg, 

welchem Erfindungsgeist und wieviel Selbstbewusstsein viele, 
vor allem familiengeführte Unternehmen, auf den Weltmärk-
ten agieren!
…Selbstbewusstsein, das uns auf anderen Gebieten fehlt?
Die Deutschen haben sich – was an sich ja sehr sympathisch ist 
– durch das 3. Reich sehr diskreditiert gefühlt, fühlen sich aber 
von daher hintergründig auch nach 60 Jahren noch zweitran-
gig. Ich glaube, dass es zur Bewältigung der Zukunft unbedingt 
wichtig ist, dass die Deutschen diesen gebannten Blick allein 
auf diese zwölf Jahre loswerden, und sich auch an die gelunge-
nen Jahrhunderte davor, die gelungenen Jahrzehnte danach er-
innern müssen. Eine Regierung, die in kommenden Krisen und 
Notständen das Land auffordert, die Ärmel hochzukrempeln 
und anzupacken, kann das doch nur tun, wenn sie sagt: Wir 
haben doch schon ganz andere, viel größere Schwierigkeiten 
erfolgreich durchgestanden. 
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